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Dass es Kritik am Gesetz des Bundes gibt, ist un-
zweifelhaft. Wir werden deswegen in intensiven 
Beratungen auch mit Vertretern der Gewerkschaf-
ten, aber auch mit dem Sachverstand von Regie-
rung, Parlament und auch Außenstehenden hier 
eine vernünftige Lösung suchen. 

Sie können durch alles Geschrei hier heute Abend – 
wir können auch bis null Uhr oder bis zwei Uhr hier 
zusammensitzen – nicht verhindern, dass wir die 
richtige Politik für dieses Land machen. Wir werden 
uns nicht von Ihnen vorführen lassen. Sie sehen 
auch, dass die Mehrheiten stehen, heute Abend 
und auch in der Zukunft. Ich gehe einfach davon 
aus, dass Sie, Frau Düker, hier den Krawall suchen. 
Das haben Sie heute Abend gezeigt. Wir werden 
uns dem mit Ruhe und Sachverstand entgegenstel-
len. – Herzlichen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Dr. Wolf. – Es liegen keine weiteren Wort-
meldungen mehr vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 14/8176 an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss – federführend – sowie an den 
Innenausschuss. Wer stimmt der Überweisung 
zu? – Wer ist dagegen? – Enthält sich jemand? – 
Damit ist der Gesetzentwurf einstimmig überwiesen. 

Ich rufe auf: 

5 Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches 
in Nordrhein-Westfalen – BauGB-AG NRW 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/8291 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs hat Herr Minis-
ter Wittke das Wort. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Ich 
gebe meine Rede zu Protokoll. (Siehe Anlage 2) 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Wittke. – Eine weitere Beratung ist heute 
nicht vorgesehen.  

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung. 
Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 14/8291 an den 
Ausschuss für Bauen und Verkehr. Stimmt je-
mand dieser Überweisungsempfehlung zu? –  

Ist jemand dagegen? – Enthält sich jemand? – Ein-
stimmig so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

6 Hängepartie bei der Schulleitungsbesetzung 
beenden – Verfahren zur Besetzung von Schul-
leiterstellen neu gestalten 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/8287 

Wir beraten heute nicht mehr. Die Beratung soll 
nach Vorlage der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses erfolgen.  

Deshalb unmittelbar zur Abstimmung: Der Ältesten-
rat empfiehlt die Überweisung des Antrages 
Drucksache 14/8287 an den Ausschuss für 
Schule und Weiterbildung. Wer stimmt dem zu? – 
Ist jemand dagegen? – Enthält sich jemand? – So 
überwiesen. 

Ich rufe auf: 

7 Schwarz-Gelb runter von der Bremse: Investi-
tionsprogramm Emissionshandel für NRW 
jetzt 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/8324 

Auch hier beraten wir heute nicht, sondern erst nach 
Vorlage der Beschlussempfehlung durch den feder-
führenden Ausschuss.  

Deshalb kommen wir gleich zur Abstimmung. Der 
Ältestenrat empfiehlt Überweisung des Antrags 
Drucksache 14/8324 an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Mittelstand und Energie – federführend – 
sowie an den Ausschuss für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. 
Wer stimmt dem zu? – Gibt es jemanden, der da-
gegen ist? – Enthält sich jemand? – Einstimmig so 
beschlossen. 

Ich rufe auf: 

8 Initiative aus NRW ergreifen – Verbraucher-
schützer in die Trinkwasserkommission beru-
fen 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/8330 – Neudruck 

Keine Beratung auch hier.  

Deshalb Abstimmung. Wer folgt der Empfehlung 
des Ältestenrates, den Antrag Drucksache 
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Anlage 2 

Zu TOP 5 – Gesetz zur Ausführung des Bau-
gesetzbuches in Nordrhein-Westfalen – zu 
Protokoll gegebene Rede 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr:  

Die Landesregierung hat sich den Abbau von 
unnötigen bürokratischen Hemmnissen auf die 
Fahnen geschrieben, und wir haben schon eini-
ges erreicht. Nun bitten wir den Landtag, uns auf 
diesem Weg zu unterstützen: Wir wollen die so-
genannte Siebenjahresfrist für die Umnutzung 
von landwirtschaftlichen Gebäuden im Außenbe-
reich weiter aussetzen. 

Wenn Sie unserem Ziel folgen, wird Nordrhein-
Westfalen das erste Land sein, das von der neu-
en Ermächtigung des Baugesetzbuches, die lei-
der erst zum 31. Dezember 2008 in Kraft getre-
ten ist, Gebrauch macht.  

Sie alle kennen die komplizierte Ausgangslage: 
Das Baugesetzbuch steckt enge Grenzen für die 
Nutzung von Gebäuden im Außenbereich, um 
den Freiraum vor Zersiedelung zu schützen. 
Grundsätzlich ist dort nur in Ausnahmen Bautä-
tigkeit erlaubt. Solche Ausnahmen bilden Hofstel-
len und ehemalige Hofstellen: Auf ihnen können 
Gebäude, die nicht mehr für landwirtschaftliche 
Zwecke gebraucht werden, für andere Nutzun-
gen umgebaut werden – zum Beispiel für  

– bis zu drei neue Wohnungen neben der bis-
herigen Betriebsleiterwohnung und der Alten-
teilerwohnung oder 

– außenbereichsverträgliches Gewerbe; am be-
kanntesten sind Ferienunterkünfte und Land-
cafés, möglich sind aber auch Tischlereien 
oder landwirtschaftliche Lohnunternehmen. 

Nach der Grundsatzregelung des Baugesetzbu-
ches muss sich der Landwirt, der seinen Betrieb 
aufgegeben hat, innerhalb von sieben Jahren 
entscheiden, welche Nachfolgenutzung er wählt. 
Diese sogenannte Siebenjahresfrist hat in der 
Vergangenheit für manchen Zündstoff gesorgt. 

Insbesondere die Frage, wann der Betrieb tat-
sächlich „aufgegeben“ wurde, ist schwer zu er-
mitteln. Einerseits gilt auch der Nebenerwerbsbe-
trieb noch als Landwirtschaft, andererseits wertet 
die Rechtsprechung die Haltung von nur noch 
wenigen Tieren als nicht privilegierte Hobbytier-
haltung.  

Darüber hinaus muss der Landwirt die Umnut-
zung gut abwägen. Denn wenn er sich für eine 
bestimmte landwirtschaftsfremde Nutzung ent-
schieden hat, ist er daran gebunden. Eine erneu-
te Umnutzung ist in der Regel nicht möglich. 

Mit meinem Kabinettkollegen Eckhard Uhlenberg 
bin ich mir einig: Die Umnutzung ehemals land- 
und forstwirtschaftlich genutzter Gebäude für 
Wohn- und Gewerbezwecke leistet einen wichti-
gen Beitrag dazu, erhaltenswerte Bausubstanz 
zu erhalten und dadurch Neubauten mit neuer 
Erschließung und Neuversiegelung von Flächen 
zu vermeiden. 

Wer also einen Umbau nicht mehr genutzter 
landwirtschaftlicher Gebäude für Wohn- oder 
Gewerbezwecke plant, der soll auch in Zukunft 
die notwendige Zeit haben, tragfähige neue Nut-
zungskonzepte zu entwickeln und dafür die er-
forderlichen Genehmigungen einzuholen. Das ist 
ganz sicher eine gute Nachricht nicht nur für die 
betroffenen Landwirte und ihre Familien, sondern 
auch für die Planerinnen und Planer und für die 
mittelständischen Unternehmen der Bauwirt-
schaft. 

Aufgrund des Gesetzentwurfes der Landesregie-
rung aus dem Jahre 2005 hatte der Landtag mit 
großer Mehrheit die Siebenjahresfrist für Nord-
rhein-Westfalen bereits ausgesetzt. Diese lan-
desgesetzliche Regelung hat sich bewährt, wie 
die zahlreichen Anfragen von Landwirten, 
Rechtsanwälten, Architekten und sonstigen Inte-
ressenten in meinem Hause in den letzten Mona-
ten bewiesen haben. Leider war die Ausset-
zungsmöglichkeit bis zum 31. Dezember 2008 
befristet. 

Nordrhein-Westfalen hat das dringende Anliegen 
der Änderung des Baugesetzbuches in der Um-
weltministerkonferenz und über die Gremien der 
Bauministerkonferenz vorangebracht. Jetzt hat 
der Bundestag mit Wirksamkeit zum 31. Dezem-
ber 2008 im Baugesetzbuch die Befristung der 
Länderermächtigung gestrichen, sodass die Län-
der die Siebenjahresfrist wieder aussetzen kön-
nen. Aus Fachgremien wissen wir, dass die Län-
der, die bisher von der Ermächtigung Gebrauch-
haben, auch die weitere Aussetzungsmöglichkeit 
nutzen werden. Das ist kein nordrhein-westfäli-
scher Sonderweg. 

Wir haben im Vorfeld die Verbände (kommunale 
Spitzenverbände und Landwirtschaftsverbände) 
zu dem Entwurf des Ausführungsgesetzes ange-
hört. Fast einhellig wurde die weitere Aussetzung 
befürwortet. 

Wegen des späten Inkrafttretens der Änderung 
des Baugesetzbuches war nicht zu vermeiden, 
dass – auch in Nordrhein-Westfalen – die Sie-
benjahresfrist wieder gilt. Ich bitte daher, das 
Ausführungsgesetz zügig zu beraten und zu ver-
abschieden.  
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